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KANTON AARGAU

DEPARTEMENT
VOLKSWIRTSCHAFT UND INNERES

FRAGEBOGEN ZUR ANHORUNG

Kantonales Integrationsprogramm KIP, Programmperiode 2018-2021 (KIP 2), Verpflichtungs-
kredit

vom 28. Oktober 2016 bis 28. Januar 2017

Name/Organisation | Grinliberale Partei Aargau
Kontaktperson Renata Siegrist-Bachmann
Kontraktadresse Eisengrubenweg 8

PLZ Ort 4800 Zofingen

Telefon 062 75195 17 /076 419 01 59
E-Mail renata.siegrist@sunrise.ch

Einzureichen an (vorzugsweise elektronisch)

Departement Volkswirtschaft und Inneres
Generalsekretariat

Frey-Herosé-Strasse 12

5001 Aarau

E-Mail: dvi@ag.ch
Auskunftsperson wahrend des Anhérungsverfahrens

Frau Barbara Cavelti, Leiterin Sektion Integration und Beratung, Tel. 062 835 18 09



Fragen zur Anhdrung

Frage 1 Weiterfihrung des Kantonalen Integrationsprogramms KIP

Der Regierungsrat plant, das gegenwartig laufende Kantonale Integrationsprogramm KIP
in der zweiten Programmperiode (KIP 2; 2018-2021) weiterzufiihren. Sind Sie mit diesem Entscheid
grundsatzlich einverstanden?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

@ cinverstanden

@ cher einverstanden
@ cher dagegen

@ dagegen

@ keine Angabe

Bemerkungen:

Frage 2 Schlussfolgerungen aus den ersten zwei Programmjahren

Sind Sie mit den Schlussfolgerungen des Regierungsrats zu den ersten zwei Programmjahren des
Kantonalen Integrationsprogramms KIP einverstanden?
(vgl. Kapitel 6.4)

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

@ cinverstanden

Q eher einverstanden
@ cher dagegen

@ dagegen

@ Kkeine Angabe

Bemerkungen:

Frage 3 Allgemeine Grundsatze und Rahmenbedingungen

Sind Sie mit der Beibehaltung der allgemeinen Grundsatze und Rahmenbedingungen fir die
zweite Programmperiode des kantonalen Integrationsprogramms KIP einverstanden?
(vgl. Kapitel 7.1)

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

Q einverstanden

Q eher einverstanden
@ cher dagegen

@ dagegen

@ keine Angabe

Bemerkungen:

2von 3



Frage 4 Schwerpunkte in den drei Pfeilern

Sind Sie mit den fir die zweite Programmperiode formulierten Teilzielen und den daraus abge-
leiteten Massnahmen einverstanden?
(vgl. Kapitel 7.4 und 7.5)

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

Q einverstanden

Q eher einverstanden
@ cher dagegen

@ dagegen

@ keine Angabe

Bemerkungen:

Frage 5 Finanzielle Aufwendungen

Erachten Sie die fir die spezifische Integrationsférderung gemass Art. 55 Abs. 3 des Auslanderge-
setzes vorgesehenen kantonalen Mittel von jahrlich 1,45 Millionen Franken als angemessen?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

@ cinverstanden

@ cher einverstanden
@ eher dagegen

@ dagegen

@ keine Angabe

Bemerkungen:

Diese Frage ist schwierig zu beantworten, weil sie abhangig ist Faktoren wie Anzahl,
Bildunasstand und Status der Asvlbewerbenden. Es ist fraalich ob die aekurzten Mittel. der

Frage 6 Weitere Bemerkungen

Haben Sie noch weitere Bemerkungen oder Kommentare zum Anhérungsbericht?

Obwohl nur eine kurze Zeitspanne von 2 Jahren ausgewertet werden konnte, zeigt sich doch
deutlich, wo in Zukunft vermehrter Handlungsbedarf besteht. Dem Bericht ist deutlich zu
entnehmen, dass vor allem auf Gemeindeebene die Verbundaufgabe zur Integration als nicht
sonderlich prioritér eingestuft worden ist. Dies ist ernlchternd und zeugt von kurzfristigen Denken.
Die kurze Zeitspanne kann kaum der einzige Hinderungsfaktor gewesen sein.

Dem Bericht ist auch nicht genauer zu entnehmen, ob in eher landlichen oder auch in urbanen
Gemeinden die Bemuihungen zur Integration und der regionalen Zusammenarbeit in diesem
Zusammenhang harzig verlauft. Eigentlich erstaunlich, da gerade sie diejenigen sind, die nahe an
den Menschen dran sind und auch die Langzeitfolgen einer vernachlassigten Integration am
ehesten zu splren bekommen.

Wir erachten es als wichtig, bei der Weiterfihrung des KIP2 eine vermehrt verpflichtende Version
der Integrationsverpflichtungen auf Gemeindeebene anzustreben. Zu oft wird diese Aufgabe den
ehrenamtlichen Organisationen Uberlassen. Das beruhigt zwar das Gewissen, entlasst die
Gemeinde aber nicht aus der Verantwortung. Eine gut organisierte regionale Zusammenarbeit
zwischen kirchlichen, humanitdren und kommunalen Organisationen wirde fir alle Parteien
entlastend wirken.
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	Text5: Diese Frage ist schwierig zu beantworten, weil sie abhängig ist Faktoren wie Anzahl, Bildungsstand und Status der Asylbewerbenden. Es ist fraglich ob die gekürzten Mittel, der Zielerreichung gerecht werden können. Wir bedauern jedoch dass die Kürzungsmassnahmen eine Reduktion der Bundesgelder zur Folge haben.


	Text6: 
Obwohl nur eine kurze Zeitspanne von 2 Jahren ausgewertet werden konnte, zeigt sich doch deutlich, wo in Zukunft vermehrter Handlungsbedarf besteht. Dem Bericht ist deutlich zu entnehmen, dass vor allem auf Gemeindeebene die Verbundaufgabe zur Integration als nicht sonderlich prioritär eingestuft worden ist. Dies ist ernüchternd und zeugt von kurzfristigen Denken.
Die kurze Zeitspanne kann kaum der einzige Hinderungsfaktor gewesen sein. 
Dem Bericht ist auch nicht genauer zu entnehmen, ob in eher ländlichen oder auch in urbanen Gemeinden die Bemühungen zur Integration und der regionalen Zusammenarbeit in diesem Zusammenhang harzig verläuft. Eigentlich erstaunlich, da gerade sie diejenigen sind, die nahe an den Menschen dran sind und auch die Langzeitfolgen einer vernachlässigten Integration am  ehesten zu spüren bekommen. 
Wir erachten es als wichtig, bei der Weiterführung des KIP2 eine vermehrt verpflichtende Version der Integrationsverpflichtungen auf Gemeindeebene anzustreben. Zu oft wird diese Aufgabe den ehrenamtlichen Organisationen überlassen. Das beruhigt zwar das Gewissen, entlässt die Gemeinde aber nicht aus der Verantwortung. Eine gut organisierte regionale Zusammenarbeit zwischen kirchlichen, humanitären und kommunalen Organisationen würde für alle Parteien entlastend wirken. 
Selbstverständlich wären damit auch Bildungsangebote wie Frühförderung, die Muki Angebote und die Unterstützung eines Spielgruppenbesuchs gemeint. Diese setzen ganz früh beim Kind an, motivieren die Eltern gleich mit und sind auf der Langzeitachse höchst wirkungsvoll. Zudem bekleiden die Mütter eine wichtige Schlüsselfunktion und wirken oftmals als Katalysator zwischen den Kindern, die in einer fremden Kultur aufwachsen und den eher  konservativen und ihrer Tradition verpflichteten Männern. Diesem Aspekt sollte höhere Beachtung beigemessen werden. 

Das Instrument der Integrationsvereinbarungen könnte unseres Erachtens sogar noch etwas weiter ausgebaut werden. Wir sind der Meinung, dass wir von den Menschen, die vorübergehend oder dauerhafte Aufnahme bei uns erhalten haben, auch etwas fordern dürfen. Dies selbstverständlich im Rahmen ihrer individuellen Möglichkeiten. Offenbar gibt es in anderen Kantonen bereits so etwas wie eine Integrations-RS. Wie diese ausgestaltet ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Ein solcher Ansatz erscheint uns jedoch interessant. Damit würde die Integration zur Partnerschaft mit beiderseitigen Pflichten. 























































